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Betrifft: Tagung des Rates der Justiz- und Innenminister am 13./14. Oktober 2016 

in Luxemburg.  
 

VORTRAG 
AN DEN MINISTERRAT 

 
Am 13./14. Oktober 2016 fand in Luxemburg der Rat der Justiz- und Innenminister 
der Europäischen Union statt. Für Österreich nahmen der Bundesminister für 
Inneres, Mag. Wolfgang Sobotka, sowie der Bundesminister für Justiz, Dr. Wolfgang 
Brandstetter, teil. 
 
Zu den Tagesordnungspunkten wird wie folgt berichtet: 
 
Tagung des Rates „Inneres“ 

 

 Reform des Gemeinsamen Europäischen Asylsystems 
Viele Mitgliedstaaten äußerten sich zwar grundsätzlich zum Zeitplan des Vorsitzes 
positiv, eine allgemeine Ausrichtung zu EURODAC und zur Europäischen Asylagen
tur bis Jahresende zu erreichen. Dennoch betonten viele Innenminister, man müsse 
alle Dossiers der Reform des Gemeinsamen Europäischen Asylsystems als Paket 
verhandeln. 
Ein erweiterter Zugang der Strafverfolgungsbehörden zu EURODAC wurde von na
hezu allen Mitgliedstaaten gefordert; wobei die Kommission auf rechtliche Zwänge 
und die schwierige Abstimmung mit dem Europäischen Parlament verwies. 
Zur Reform der Dublin-Verordnung äußerten sich die Visegrád-Staaten erwartungs
gemäß sehr kritisch: der vorgeschlagene Korrekturmechanismus werde als Pull-
Faktor wirken. Die Kommission betonte, dass im Kommissionsvorschlag Elemente 
der Flexibilität enthalten seien. Österreich betonte, dass flexible Solidarität nicht zu 
einem „Rosinenpicken“ sondern jedenfalls zu einer Lastenteilung führen müsse. 
Österreich dankte für schon Erzieltes und erklärte, dass die Kommissionsvorschläge 
als Paket behandelt und gemeinsam beschlossen werden sollten. Eine starke Euro
päische Asylagentur werde unterstützt. Bei EURODAC sollte es keine Einschränkun
gen für Strafverfolgungsbehörden geben. Österreich sehe den erweiterten Familien
begriff in den GEAS-Rechtsakten sehr problematisch.  

 



 

 Neuansiedlungsrahmen 
Zum Neuansiedlungsrahmen betonte eine breite Mehrheit, dass die freiwillige Natur 
von Resettlement deutlicher hervorgestrichen werden müsse. 

 Maßnahmen der Informationstechnologie hinsichtlich des Grenzmana
gements 
Der Vorsitz präsentierte den Fortschrittsbericht zu laufenden und geplanten Initiati
ven im Bereich Informationstechnologie und Grenzschutz. Der effektive Schutz der 
Außengrenzen müsse rasch durch den Einsatz von Informationssystemen sicherge
stellt werden: 
- Zur Änderung der Verordnung zum Schengener Grenzkodex (systematische Kon
trollen an den Außengrenzen) solle eine rasche Einigung mit dem Europäischen Par
lament erzielt werden. 
- Zum Entry-Exit System plant der Vorsitz bis spätestens Ende 2016 eine allgemeine 
Ausrichtung zu erzielen. 
- Zu ETIAS („Travel Information and Authorisation System“) wird Ende Okto
ber/Anfang November ein Vorschlag der Kommission vorgelegt. 
- Zur Weiterentwicklung des SIS II wird Ende des Jahres ein Vorschlag präsentiert. 

 Migrationsfragen 
Der slowakische Vorsitz und die Kommission berichteten über den aktuellen Sach
stand mit dem Hinweis, dass vor allem im Bereich der Umsetzung der Umsiedelung 
Mängel festzustellen sind. Die Mitgliedsstaaten müssten mehr Plätze für Flüchtlinge 
aus Griechenland und Italien anbieten, denn es gehe insgesamt viel zu langsam vo
ran. Schließlich war man sich auch einig, die Anstrengungen auf EU Seite zu intensi
vieren, um die EU-Türkei Vereinbarung nicht zu gefährden. Einmal mehr appellierten 
die Agenturen mehr Experten für eine längere Zeitdauer zu entsenden. 
Österreich informierte eingangs zu den Entsendungen von Asylexperten an EASO. 
Auch die Beteiligung an Frontex-Entsendungen sei überproportional. Zudem beteilige 
man sich mit 1.900 Plätzen an Resettlement und liege damit weiter über seiner Quo
te. Ein rein rechnerischer Weg werde die EU bei der Bewältigung der Migrations- und 
Flüchtlingskrise nicht weiterbringen. Es sei wichtig klare und eindeutige Informatio
nen aus der EU in die Herkunftsländer abzusetzen, dass nur diejenigen in der EU 
bleiben dürfen, die Recht auf internationalen Schutz haben. 

 Europäische Grenz- und Küstenwache (EGKW) 
Die Kommission und Frontex präsentierten die weiteren Schritte zur Umsetzung der 
EGKW-Verordnung. Der Verwaltungsrat hat bei seiner außerordentlichen Sitzung am 
18.10.2016 die erforderlichen Entscheidungen zur Ausrüstung der Pools sowie zur 
Festlegung der Methodologie zur Schwachstellenanalyse und der Errichtung des Be
schwerdemechanismus getroffen. 



 

 Sonstiges 
Es erfolgten Informationen zu folgenden Themen: dritte Ministerkonferenz des Pra
ger Prozesses sowie das belgische EURES CRIM Projekt zur Sicherstellung einer 
Rückkehrpolitik gegenüber straffälligen Drittstaatsangehörigen. 

 

Tagung des Rates „Justiz“ 
 

Beratung über Gesetzgebungsakte: 
 

 Vorschlag für eine Richtlinie über die strafrechtliche Bekämpfung von 
gegen die finanziellen Interessen der Europäischen Union gerichtetem Betrug 
(PIF-Richtlinie) 
Im Zuge einer weiteren Orientierungsaussprache zu diesem Vorschlag widmeten 
sich die Mitgliedstaaten neuerlich der Frage, ob und inwieweit Mehrwertsteuerbetrug 
in die Zuständigkeit der Europäischen Staatsanwaltschaft fallen soll. Dabei wurde 
erstmals mehrheitlich der Wunsch nach Aufnahme des Mehrwertsteuerbetrugs in 
den Anwendungsbereich der PIF-Richtlinie geäußert, wobei als Voraussetzungen im 
Wesentlichen ein klar definierter, eher hoch angesetzter Schwellenwert und ein 
grenzüberschreitendes Element gefordert wurden. Österreich sprach sich auch auf
grund der bereits erfolgten Zugeständnisse an des Europäische Parlament zunächst 
weiter gegen eine Einbeziehung des Mehrwertsteuerbetrugs aus, signalisierte aber 
letztlich unter folgenden Voraussetzungen Kompromissbereitschaft: Neben dem 
grenzüberschreitenden Element müsse ein Mindestschadensbetrag von 10 Mio. Euro 
verwirklicht sein. Eine Regelung des Mehrwertsteuerbetrugs direkt in der Verordnung 
über die Europäische Staatsanwaltschaft war nicht mehrheitsfähig. Der Kompro
misstext des Vorsitzes wurde insgesamt als gute Basis für die weiteren Diskussionen 
auf technischer Ebene gesehen. 

 Vorschlag für eine Verordnung über die Errichtung der Europäischen 
Staatsanwaltschaft 
Auf der Grundlage dreier Dokumente versuchte der Vorsitz eine weitere teilweise 
allgemeine Ausrichtung  - diesfalls zu den noch offenen Bestimmungen über die ge
richtliche Kontrolle von Handlungen der Europäischen Staatsanwaltschaft, zur Zu
sammenarbeit mit Eurojust, zu den Beziehungen mit Drittstaaten und Internationalen 
Organisationen und den Beziehungen zu nicht teilnehmenden Mitgliedstaaten - zu 
erzielen. In der Diskussion äußerten die Mitgliedstaaten auch vor dem Hintergrund 
einer neuen Kosten-Nutzen-Analyse der Europäischen Kommission ihre punktuellen 
Bedenken. Österreich forderte in Ansehung der Beziehung der Europäischen Staats
anwaltschaft zu Drittstaaten eine auch für Drittstaaten klare Regelung, dass die von 
einem Drittstaat übermittelten Beweismittel nur in einem Gerichtsverfahren in jenem 
Mitgliedstaat verwendet werden, in dem es zu diesem Zeitpunkt anhängig ist. Ferner 
wurden die schon mehrfach aufgezeigten Bedenken des aktuellen Textvorschlags im 
Bereich grenzüberschreitende Ermittlungen wiederholt und einer Reduktion der Res
sourcen bei Eurojust eine klare Absage erteilt. Der Vorsitz konstatierte letztlich eine 



 

weitgehende konzeptionelle Unterstützung für die Lösungsvorschläge zu den noch 
offenen Punkten und zeigte sich optimistisch, die Arbeiten unter Mithilfe speziell no
minierter Experten aller Mitgliedstaaten („Sherpas“) bis Dezember 2016 im Rat abzu
schließen.  

 Sonstiges: Information des Vorsitzes zu aktuellen Gesetzgebungsvor
schlägen 
Der Vorsitz informierte in Form eines Hinweises auf eine schriftliche Übersicht über 
den Verhandlungsstand bezüglich der Dossiers „Digitale Verträge: Vorschlag für eine 
Richtlinie über bestimmte vertragsrechtliche Aspekte der Bereitstellung digitaler In
halte“, „Digitale Verträge: Vorschlag für eine Richtlinie über bestimmte vertragsrecht
liche Aspekte des Online-Warenhandels und anderer Formen des Fernabsatzes von 
Waren“, „Revision der Brüssel IIa-Verordnung“, und „Vorschlag für eine Eurojust-
Verordnung“ sowie „Vorschlag für eine Richtlinie zur Terrorismusbekämpfung“. Zum 
Vorschlag für eine „ECRIS-Richtlinie“ kündigte die Kommission einen überarbeiteten 
Vorschlag für Dezember 2016 an. 

Nicht die Gesetzgebung betreffende Tätigkeiten: 

 Sonstiges: Bekämpfung der Hasskriminalität in der EU 
- Präsentation durch die Europäische Kommission 
Die Europäische Kommission sprach die Bedeutung der korrekten Umsetzung des 
Rahmenbeschlusses zur strafrechtlichen Bekämpfung bestimmter Formen und Aus
drucksweisen von Rassismus und Fremdenfeindlichkeit an. Zudem erinnerte sie an 
ihre aktuellen Initiativen in diesem Bereich, darunter etwa die Aktivitäten der kürzlich 
eingesetzten „EU high level group on combating racism, xenophobia and other forms 
of intolerance“. 

 

Wir stellen daher den 

Antrag, 

die Bundesregierung möge diesen Bericht zur Kenntnis nehmen. 

 

Wien, am 2. November 2016 

 

BM Mag. Wolfgang Sobotka BM Dr. Wolfgang Brandstetter  

 


